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Abonnemeuts⸗Einladung. 

Unſere geehrten Leſer, namentlich die 
auswartigen, bitten wir, das Abon⸗ 
nement auf unſere Zeitung recht bald er⸗ 
neuern zu wollen, damit ihnen dieſelbe ohne 
Unterbrechung zugeht und wir ſogleich die 
Stärke der Auflage feſtſtellen können. Die 
reichhaltige Fülle des Materials, welches 
wir aus den politiſchen Tages⸗ 
ereigniſſen, aus den jetzigen 
ſo intereſſanten Kammerbe⸗ 
richten, aus den lokalen und pro⸗ 
vinziellen Begebniſſendarbieten, 
die Schnelligkeit unſerer Nachrichten iſt ſo 
bekannt, daß wir es uns verſagen können, 
zur Empfehlung unſerer Zeitung irgend 
etwas zuzufügen. Wir werden auch ferner⸗ 
hin für ein ſpannendes und in- 
tereſſantes Feuilleton ſorgen 

Der Preis der zweimal täglich 2 
ſcheinenden Stettiner Zeitung beträgt 
außerhalb auf allen Poſtanſtalten vierteljähr⸗ 
lich nur zwei Mark, in Stettin in der 
Expedition monatlich 30 Pfen⸗ 
nige, mit Bringerlohn 70 Pfg. 
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Am Mitniſtertiſche: v. Puttkamer, Dc. Fried⸗ 
derg und mehrere Kommiſſarien. 

Neu in's Haus eingetreten iſt der Abg. Gerik 
(Neidenburg). 

Tagesordnung: 

Fortſetzung der dritten Berathung der kirchen ⸗ 
polttiſchen Vorlage. 

Abg. Dr. Windthorſt (gegen) erklärt zu⸗ 
nacht, Daß er am liebsten gar nicht mehr in der 
dritten Leſung ras Wort genommen hätte. Die 
am Sonnabend vollzogene vollſtändige Frontveran⸗ 
derung von Seiten der Regierung und der Parteien 
nöthige ihn aber dazu. Das Korps von Rauch- 
haupt und die Nationalliberalen hätten ſich allmäh⸗ 
lich eingezwängt. (Heiterkeit) Das Kommando 
dazn ware aus dem Palais des Reichskanzlers ge⸗ 

emen. Unter einem ſtarken Mitrallleuſenfeuer je 
die Poſittons veränderung vor ſich gegangen, man 
habe den Rüdzug nach Möglichkeit zu maskiren ge 
ſucht. Die Poſttion des Centrums jet dagegen durch 
gar nichts geändert. Daſſelbe habe in dieſer Po- 
ſttion mit Erfolg gekämpft ; ſchwere und ſchmerzliche 
Berlufte habe es erlitten, aber die Poſttion jet un- 
erſchütterlich und auch dem neuen Kampfe gegen 
das Centrum ſehe dieſes mit Ruhe und Gelaſſen- 
heit entgegen. Die hohe Achtung, welche er (Red⸗ 
ner) gegen den Herrn Kultusminiſter habe und im- 
mer haben werde, ließe ihn wünſchen, daß er über 
veſſen letzte Rede chweigend hinweggehen könnte, 
unt er würde die Angriffe gegen jeinen Kollegen 
Licher für berechtigt gehalten haben, wenn dieſer in 
der Tot die Gefühle der Proteſtanten verletzt hätte. 
Das get aber nicht der Fall geweſen. Dr. Lieber 
habe nur eine in dieſem Hauſe aufgeſtellte Behaup⸗ 
tung als aubegründet zurückzuweiſen geſucht; dazu 
jet er berechugt geweſen. Wenn man den Frieden 
wünſche, dann müſſe man die beiden Kirchen vor 
Allem ale gleichberechtigt betrachten, man muß an- 
ertennen, daß die auf pofltivem Chriſtenthum fiehen- 
den Kirchen nichts weiter wollen, als das Wohl 
ver Seelen fördern, daß fie keinen anderen Wett- 
ſtreit kennen, als die Berpätigung der Liebe gegen 
Gott und die Menſchen. Diejen gen, welche für 
den Fortbeſtand eintreten, ſeien gar nicht legitimirt 
dazu, dem Centrum Vorleſungen über Toleranz zu 
halten. Die Katholtlen wollen nichts weiter als 
unter dem Schutze der Geſetze glücklich leben. Er 
jet überzeugt, daß ber Herr Kultus miniſter den ernſt⸗ 
lichen und aufrichtigen Wunſch hat, einen Frieden 
anzubahnen, er könne ſich daher feine neuliche Er⸗ 
regung ſehr wohl erklären, ja dieſe Erregung mache 
ihm ſogar alle Ehre. Aber wenn man einen 
dauernden Frieden will, dann dürfte die Ausfüh 


(des Bertrautn mi 
im Centrum) 

Abg. v. Eynern wünſcht lebhaft die Wle⸗ man nicht unterſchätze 
derherſtellung des Friedens, erklärt jedoch, nur dann 
Pramden v. Köller eröffnet die Sizung ü 


auf den Artikel 4 zurückzukommen, das iſt ein Ver⸗ 


gan) außergewöhnlich, vielleicht ganz ohne Vorgang 
iſt. Schon dieſer ſtaats rechtliche Grund enthebt 
mich einer pofitiven Antwort, aber das will ich hier⸗ 
mit erklären, im Schoße der Regierung hat bisher 
keinerlei Erwägung weder konfidentiell noch amtlich 
darüber ſtattgefunden, ob ein ſolches Verfahren 
möglich ſei. Ich glaube, daß auch ſchon die kurze 
Dauer dieſes Geſetzes eine ſolche Vorlage unnöthig 
macht. 


große Unſicherheit, die ſich in dieſer Frage ſeitens 
ver Regierung kundgegeben hat. Herr v. Puttkamer 
wolle auch heute noch nicht jagen, ob die Regie- 
rung weiter gehen will oder nicht. 
kungen in der Geſetzgebung können weder zu einem 
definitiven Frieden führen, noch eine Beruhigung 
gewähren. 
wichtige Aktenſtücke in die Oeffentlichkeit gelangen 
und verweiſt auf das im Delitzſcher Kreisblatt ver⸗ 
öffentlichte Schreiben des Herrn Reichskanzlers an 
den Abg. v. Rauchhaupt, in welchem Fürſt Bis⸗ 
marck in eingehender Weiſe feine Auffaſſung dit ſem 
Geſetze gegenüber jo darlegt, wie fie in dieſem 
Hauſe noch nicht gehört worden fel. 
gerade das Merkwürdige in dieſer ganzen Bewe⸗ 
gung, daß das Haus immer auf Umwegen ſolche 
Erklärungen erhält, die es doch berechtigt wäre, un- 
mittelbar zu fordern. Es ſei des halb geradezu un ⸗ 
begreiflich, daß die Kommiſſion des Abgeordneten ⸗ 
hauſes die von der „Nordd. Allg. Ztg.“ veröffent⸗ 
lichte Korreſpondenz als amtliche Aktenſtücke dem 
Kommiſſtonsberichte habe beifügen laſſen. 
müſſe man doch authentiſcher unterrichtet fein, als 
es bis jetzt der Fall ſei. 
habe hier wiederholt erklärt, daß der Artikel 4 das 
eigentliche Objekt dieſes Geſetzes ſei. 
denn die Regierung dieſen Kern- und Mittelpunkt 
des ganzen Geſetzes nun aufgeben! 
verßehe dieſe Beſcheidenheit nicht, wenn man jetzt 


| Dienftag, den 29. 


rung nicht in die Hand eines ſterblichen Menſchen 
gelegt werden. Und was ſollte man denken, als 
der Friede mit der Publikation von Depeſchen ein⸗ 
geleitet wurde? Mußte man nicht glauben, daß 
gegenüber den Friedens worten des Miniſters die 
Depeſchen nur deshalb in's Publikum gebracht wer- 
den, damit der Friede ja nicht zu Stande komme? 
Die freikonſervative Partei habe ſich nebenbei bemüht, 
zu erfinden, in welcher Weiſe fie dem Centrum die 
Annahme der Vorlage unmöglich mache. Könnt 
man dann wohl annehmen, daß es ſo recht ernſt 
geweſen ſei, die frühere und jetzt dieſe Vorlage zur 
Annahme zu bringen? Man habe eine wahre 
Angſt davor, dieſes Geſetz aus unſeren Händen zu 
bekommen, und doch ſage man: „Ihr ſtört den 
Frieden, auf Euch komme die Verantwortlichkelt!“ 
— Das ſeit doch beinahe Heuchelei! (Der Präſt⸗ 
dent ſpricht die Erwartung aus, daß der Vorredner 
das Wort „Heuchelei“ nicht auf ein Mitglied die- 
jes Hauſes bezogen habe, was Abg. Windthorſt 
mit „vollem Bewußtſein“ beſtätigt.) Es handele 
ſich bei dieſem Kampfe nicht um konfeſſionelle Ge⸗ 
genſäße, ſondern um den Kampf des Glaubens ge- 
gen den Unglauben, und daraus ſchöpfe er (Red⸗ 
ner) die Hoffnung für den endlichen Sieg. Den 
Konfervativen wirft Redner vor, daß fie bei dieſem 
Kompromiß ihre Prinzipien opferten, konſervativ 
aber heiße, ſeine Prinzipien aufrecht erhalten. Wir 
aber, ſchließt Redner, vertrauen auf unſere Kraft 


und Energie und außerden auf den Schu der 


ann aber auf Gott, der mächtiger 


als die Menſchen und die 
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jr bie Verlage ſeimmen zu lbunen, wenn von 
Seiten der Regierung die Abſicht kundgegeben wird, 
daß ſie eine Vorlage nicht machen werde, welche 
vie Rückberufung der Biſchöfe nachträglich fordert, 
wie bereits gerüchtweiſe verlautet. Er habe den 
Kulturkampf mit großer Aufmerkſamkeit verfolgt 
und habe ſeine warnende Stimme oft erhoben; das 
thue er auch noch heute. Die ultramontane Be- 
wegung habe Geiſter entfeſſelt, die man nicht mehr 
beherrſchen könne und die ſich ſchließlich gegen die 
Kirche ſelbſt, gegen die eigene religlöſe Erkenntniß, 
tichten werden. 

Kultus miniſter v. Puttkamer: Eine Er⸗ 
klärung abzugeben, die Regierung beabſichtige nicht, 


langen, das in der parlamentariſchen Geſchichte 


Abg. Dr. Virchow konſtatirt zunächſt die 


Dieſe Schwan⸗ 


Redner tadelt die Form, in welcher jetzt 


Das ſei ja 


Darüber 
Der Herr Kultus miniſter 
Wle könne 


Er (Redner) 


Majoritäten, und die- nicht vergeblich zeweſen; derſelzt Laß, 
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ſage, man wolle wenigſtens etwas retten. Das ſei 
das Prinzip der Flüchtigen, wenn man ſich auf die 
Flucht begiebt, wenn man der Gewalt weicht. Das 
toue man nicht, wenn man den ſtarken Staat hinter 
ſich hat; wenn man den Staat repräſentire, dann 
begiebt man ſich nicht auf die Flucht und ſucht nicht 
zu retten, was irgend zu retten iſt. Und das ſolle 
noch obenein prinzipiell fein. Wohin komme man 
denn mit der parlamentariſchen Sprache? Wer 
flüchtet, ſei doch nicht prinzipiell; wer flüchtet, läßt 
das Prinzip zurück. Von dieſer Situation könne 
das Centrum allein gewinnen. Wenn die Regie- 
rung ſich mit dieſem Wenigen begnügt, dann Hätte 
ſie nicht einen ſolchen Anlauf nehmen müſſen. 
Redner, welcher ein Wiener Blatt zitirt, in dem die 
Beſchlüſſe des Abgeordnetenhauſts als ein ſchmäh⸗ 
licher Akt des Rückzuges bezeichnet werden, bittet die 
rechte Seite des Hauſes, ſich doch die Konfequenzen 
ihres Vorgehens zu vergegenwärtigen. Man müſſe 
im Gegenſatz zu dem Vorgehen der Konſervativen 
dahin kommen, daß man zu einem gemeinſamen 
Rechte und damit zum Frieden gelange. Wenn ein 
neuer Rechtsboden geſchaffen werden ſolle, dann 
müſſe auch ein neues Recht geſchaffen werden. Volle 
Freiheit könne man der Kirche nicht gewähren; man 
müſſe diejenigen Schranken feſtſetzen, welche die 
Kirche zu reſpektiren hat. Das ſei das Prinzip, 
welches in den Maigeſetzen ſteckt. Von dieſem 
Prinzip weiche die Regierung nicht blos in dem 
Artifel 4 foo auc in eine ganzen Reiche an 
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führt, das ſeien sehr weſen iche 
mit dieſem Rückzugsgeſeß kommen werde, wer 
bald zeigen. Er bedauere dieſen Ausgang, denn 
ein Segen werde daraus dem Lande nicht er⸗ 
wachſen. Diefer Weg führe nicht zur Löſung der 
Frage. Der Kultusminiſter habe noch nicht einmal 
einen Rückzugsplan gemacht, der regelmäßig befolgt 
werden müßte. Redner wendet ſich ſodann gegen 
alles diplomatiſche Paktiren; es wäre das der 
ſchlimmſte Abſchluß dieſes großen Kampfes; auf die⸗ 
ſem Wege werde man zum inneren Frieden nicht ge⸗ 
langen. (Beifall links.) 


Abg. Holtz (konſ.) : Der Art. 4 ſei keines 
wegs der Kern- und Mittelpunkt des ganzen Ge- 
ſetzes, das ſei für ihn der Art. 9, der die Aner⸗ 
kennung enthalte, daß durch die Maigeſetzgebung 
in der That ein Eingriff in die inneren Angelegen⸗ 
heiten der Kirche geſchehen iſt. Die Konſervativen 
befänden ſich nicht auf der Flucht, ſondern eher im 
Avanciren (Heiterkeit). In dem Streben nach Wie- 
derherſtellung des Friedens ſchrecke die konſervative 
Partei vor keiner Koalition zurück, fie nehme jede 
Unterſtützung an, auch die der Fortſchrittspartei, 
wenn ſie geboten wird. Wenn das Miniſterium 
die Führung aufgegeben hat, dann kann doch nicht 
von einem Rückweichen die Rede ſein. 

Die Generaldiskuſſion wird geſchloſſen. 


Den Art. 1 beantragen die Abgg. v. Rauch- 
haupt u. Genoſſen in folgender Faſſung anzu⸗ 
nehmen : 

„Das Staatsminiſterium iſt ermächtigt, mit 
Königlicher Genehmigung die Grundſätze feftzuftel- 
len, nach welchen der Minister der geistlichen Ange⸗ 
legenheiten befugt iſt, Dlejenigen, welche von den 
geiſtlichen Oberen den Oberpräſidenten in Gemäß⸗ 
heit des Geſetzes vom 11. Mai 1873 benannt 
ſein werden, von den Erforderniſſen der SS 4 und 
11 deſſelben Geſetzes zu dispenſiren. — Ausländi⸗ 
ſchen Geiſtlichen kann der Minifter der geiſtlichen 
Angelegenheiten die Vornahme von Amtshandlungen 
in Grenzdiſtrikten geſtatten.“ 

Hierzu beantragen Stengel u. Gen. als 
drittes Alinea hinzuzufügen: Das Staats miniſte⸗ 
rium iſt ferner ermächtigt, mit Königlicher Geneh⸗ 
migung zu beſtimmen, inwiewelt und unter welchen 
Vorausſetzungen Perſonen, welche aus ländiſ he Bil- 
dungsanſtalten beſucht haben, von den in den 88 1 
und 10 des Geſetzes vom 11. Mai 1873 erwähn- 
ten Aemtern fernzuhalten ſind. 

Abg. Rickert ſpricht ſich mit großer Ent⸗ 
ſchiedenheit gegen das Geſetz im Ganzen aus. Die 
Erklärung des Herrn v. Puttkamer in Betreff des 
Art. 4 ſei eine unbeſtimmte. Redner würde in der 
Zurückziehung der Vorlage nicht eine Schwächung, 
ſondern eine Stärkung der Regierung erblicken; die 
Regierung dürfe nichts in der Sache thun, wenn 
nicht die Kurie den erſten Schritt thut. Es handle 
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weit man; 
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ſich hier um die höchſten Güter der Nation, der 
Kampf dürfe mit diplomatiſchen Mitteln nicht zum 
Abſchluß gebracht werden. Es ſei auszuführen, daß 
die Gebildeten der Nation hinter der Regierung ſte⸗ 
hen, wenn das Volk in feiner Einfachheit und in 
ſeinem Inſtinkt die großen Ziele im Auge behalten 
und die Mittel ſehen kann, welche die Träger des 
Kampfes anwenden. Mit diskretiſchen Mitteln werde 
dieſer Kampf nur verdunkelt. Wie die Sache liege, 
könne er nur gegen die Vorlage ſtimmen. 


Miniſter v. Puttkamer: Er habe dieſes 
Mißtrauensvotum von Herrn Rickert ſchon lange 
erwartet. Es ſcheine, als ob Herr Rickert daſſelbe 
als ein taktiſches Mittel bis zu dieſem Augenblick 
aufgeſpart habe, um das Zuſtandekommen des Ge⸗ 
ſetzes zu erſchweren. Er wiederhole, daß innerhalb 
des Staats miniſteriums von einem ſolchen Ent- 
ſchluſſe nicht die Rede geweſen, ja er könne es ent⸗ 
ſcheden verneinen, daß die Regierung dies beabſich⸗ 
tigt. Wenn fie bei dem Centrum jo wenig Ent⸗ 
gegenkommen gefunden, dann werde fie ſich zehnmal 
befinnen, ehe fie darauf eingehen werde. 

Abg. v. Sybel erklärt ſich für den 8 1 
in der beantragten Faſſung. 

Bei der Abſtimmung wird zunächſt das Amen⸗ 
dement Stengel und ſodann der Antrag Rauch⸗ 
haupt mit 198 gegen 197 Stimmen vom Hauſe 
abgelehnt. 

Fort⸗ 
Natio- 


die 


liberalen ur Igllelbe die Konftrogtin e 
d angenommen. 

Art. 4 lautet nach den Beſchlüſſen der zweier 
e „uta Siſchof, welcher auf Grund der 
§s 24 ff. im Geſetz vom 12. Mat 1873 durch 
gerichtliches Urtheil aus feinem Amte entlaſſen wor⸗ 
den if, kann von dem Staats miniſterium mit kö⸗ 
niglicher Genehmigung die ſtaatliche Anerkennung 
als Biſchof ſeiner früheren Diözeſe wieder ertheilt 
werden, ſobald derſelbe die Verpflichtung zur An⸗ 
zeige in Gemäßheit des Geſetzes anerkannt oder 
durch Handlungen die Abſicht an den Tag gelegt 
hat, der Anzeigepflicht zu genügen. 

Abg. v. Maper (Olpe) erklärt ſich gegen 
die Annahme des Art. 4. Jeder, der es gut mit 
Sr. Maj. dem Könige meine, müſſe gegen dieſen 
Artikel ſtimmen. 

Abg. Reichenſperger (Olpe) ſpricht ſich 
ebenfalls gegen den Art. 4 aus, ohne welchen das 
Geſetz keinen Effekt habe. Seine Aus führungen 
gipfeln in dem Satze, daß die Biſchöfe nicht anders 
haben handeln können, als dies geſchehen iſt; die 
gegen dieſelben erhobenen Angriffe ſeien unbegrndet, 
die Maigeſetze griffen nicht blos tief in das in- 
nerſte Leben der Kirche ein, ſondern vernichteten die 
Kirche geradezu. Eine Anerkennung dieſer Geſetze 
ſeitens der Biſchöfe wäre daher eine Unmoͤglichkeit 
geweſen. 

Juſtizminiſter Dr. Friedberg: Er als 
Juſtizminiſter habe die Pflicht, darauf zu halten, 
daß das Gnadenrecht der Krone ſo weit ausgedehnt 
werde, als dies die Geſetze des Landes irgend zu⸗ 
laſſen. Aber das in Rede jteheude Maigeſez macht 
dieſes Gnadenrecht in feiner Inbedingtheit unmög⸗ 
lich, denn es beſtimmt aus drüclich: die Entlaſſung 
habe die rechtliche Unfähigkeit des Amtes und dit 
Erledigung der Stelle zur Folge. Es wäre daher 
mindeſtens ſehr gewagt geweſen, ſich lediglich auf 
das Gnadenrecht der Monarchen zu beziehen und 
nicht geſetzliche Vorkehrungen zu treffen, daß dieſes 
Gnadenrecht in voller Uebereinſtimmung mit dem 
Maigeſetze zur Ausführung gelangen könne. 

Die Die kuſſton wird geſchloſſen. 

Abg. v. Meyer (Arnswalde) erklärt zur 
Geſchäftsordnung, daß feine obige Aeußerung inner⸗ 
halb ſeiner Partei zu Mißverſtändniſſen Veranlaſſung 
gegeben habe. Er bitte deshalb den Herrn Präſi⸗ 
denten, den betreffenden Paſſus in ſeiner ſehr kur⸗ 
zen Rede ſtreichen zu dürfen. 

Bei der Abſtimmung wird Art. 4 mit allen 
gegen die Stimmen der vier Miniſter v. Puttkamer, 
v. Kameke, Graf Eulenburg und Bitter abgelehnt; 
ein Antrag des Abg. Windthorſt auf Streichung 
der Anzeigeklauſel war vorher gegen das Centrum, 
die Polen und einen Theil der Konſervativen eben⸗ 
falls abgelehnt worden. 

Die Art. 5 und 6 werden angenommen; Art. 
7 fällt fort. . 

Als Art. 8, der in der zweiten Leſung abge⸗ 


— 


angenommen. 


lehnt worden, beantragt Abg. v. Rauchhaupt 
folgenden Artikel aufzunehmen: 

„Die Wiederaufnahme eingeſtellter Staats- 
leiſtungen kann, abgeſehen von dem Falle des $ 2 
des Geſetzes vom 22. April 1875, für den Um⸗ 
fang eines Sprengels durch Beſchluß des Staats⸗ 
miniſteriums angeordnet werden. — Der Schlußſatz 
des § 6 deſſelben Geſetzes findet ſinngemäße An⸗ 
wendung.“ 

Der Antrag wird ohne Debatte mit 205 ge- 
gen 198 Stimmen angenommen. 

Dem Art. 9 beantragt Abg. Windthorſt 
folgende Faſſung zu geben: 

„Den Strafbeſtimmungen der Geſetze vom 
11. und 12. Mat 1873, 20. und 21. Mai 
1874 und 22. April 1875 unterliegt das Spen⸗ 
den der Sakramente und das Leſen der Meſſe 
nicht.“ 

(Die Beſchlüſſe der zweiten Leſung gehen be⸗ 
kanntlich dahin, daß die Strafbeſtimmungen auf 
Amte handlungen nicht Anwendung finden ſol⸗ 
len, welche von geſetzlich angeſtellten Geiſtlichen 
in verwaiſten Nachbargemeinden vorgenommen 
werden) 

Abg. Richter: Ich habe ebenſo wie der 
Abg. v. Meyer mich bei der Abſtimmung über die 
Maigeſetze nicht betheiligt; aber etwas Anderes iſt 
es, ein Geſetz erlaſſen, etwas Anderes, es wieder 
aufzuheben. Meine Anſicht iſt, die Staats autorität 
gegenüber der kirchlichen Hierarchie zu wahren, und 
das iſt ein konſervatives Intereſſe, welches auch 
Sie (rechts) haben ſollten. Auch die National- 
liberalen, welche ihre Hülfe zum Zuſtandebringen 
des Geſetzes leihen um den Preis der Aufgabe des 
Artikels 4, ſollten vorſichtig fein, da die Deduktionen 
ihrer Bundesgenoſſen dahin gehen, ſie um dieſen 
Preis zu bringen. Haben Sie denn nicht geſehen, 
wie der Mintſter an der Sitze des Centrums für 
den Art. 4 ſtimmte? Kann ſich das nicht wieder⸗ 
holen, wenn der Miniſter dem Abg. Rickert ge⸗ 
genüber ſagte, es jet ihm gleichgiltig, was derſelbe 
ſage, wenn nur die Majorität des Hauſes ihm zur 
Seite ſtände? Die Mehrheit gegen Artikel 1 war 
wohl weſentlich dieſer Rede des Miniſters zu ver⸗ 
danken. Es liegen Berichte der Wahlprüfungs⸗ 
kommiſſton vor, in denen zwei Mandate einftimmig 
für ungültig erklärt werden. Vielleicht kommt es 
auf dieſe zwei Stimmen an. Wenn der Miniſter 
ſich um die Oppoſttion nicht kümmert, ſo lange 
ihm die Mehrheit zur Seite ſteht, ſo hoffe ich, 
daß es im Lande als eine Prämie, des Schweißes 
der Edlen werth, erſcheinen wird, Alles zu thun, 
um dieſe Mehrheit zu beſeitigen und es unmög⸗ 
lich zu machen, daß der Kultusminiſter v. Puttkamer 
länger im Amte bleibt. (Beifall links, Ziſchen 
rechts.) 

Abg. Windthorſt: Wenn der Abg. Rich⸗ 


5 ter auch noch ſo ae Staub aufwirbelt, wird es 
ehm doch nicht gelingen, die Folgen der 9 f 
i — — bei Nhe eg e a 


Die Männer des Fortſchrittes ſprechen täglich von 
Freiheit, ohne ſie zu gewähren. Nur um uns zu 
knechten, haben fie die größten Errungenſchaften, die 
Verfaſſungsartikel, aufgehoben. Ich habe die Ueber⸗ 
zeugung, daß der Kultusminiſter von Puttkamer das 
Vertrauen der Mehrheit dieſes Hauſes beſitzt. Zn⸗ 
ruf: Auch beim Centrum? Ruf aus dem Centrum: 
Auch beim Centrum! Ruf links: Hört! hört!) 
Das Vertrauen gegen einen Miniſter hängt nicht 
davon ab, ob er die Zuſtimmung zu einem einzel⸗ 
nen Paragraphen erlangt, aber die Tendenz des 
Miniſters, den Frieden herzuſtellen, wird von der 
Mehrheit gebilligt, nur die Fortſchrittspartei beſteht, 
wie es ſcheint, auf ihrem Schein. Es war mir 
ſehr angenehm, daß der Abg. Richter ſo unverfro⸗ 
ren hervorgetreten iſt. Er wird auch die Herren 
Nationalliberalen, die nicht zum Fortſchritt gehören, 
nicht von ihrem Wege abbringen. Dieſe kommen 
nicht ſo weit entgegen, wie ich für nothwendig halte, 
aber ſie ſind entgegengekommen, das werde ich ihnen 
nie vergeſſen, insbeſondere auch Herrn von Bennig⸗ 
fen nicht! (Heiterkeit) Schon der Verſuch, zur 
Verſtändigung zu gelangen, iſt werthvoll, nach die⸗ 
ſem ernſten Verſuche wird der Frieden um ſo raſcher 
kommen. Jetzt verweigern Sie den Katholiken die 
freie Adminiſtration der Sakramente und ſagen 
dann noch, in Prenßen iſt Freiheit! (Beifall im 
Centrum) 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 

In der Abſtimmung wird der Antrag Windt- 
horſt's gegen die Stimmen des Centrums abge- 
lehnt und Artikel 9 nach den Beſchlüſſen zweiter 
Leſung vom Centrum, den beiden Fonjervativen Par⸗ 
teien und einem Theil der Nationalliberalen ange- 
nommen. 

Ohne Debatte wird Artikel 10, der ſich auf 
die Klöfter bezieht, angenommen. 

Artikel 11, welcher von dem Vorſitz in katho⸗ 
liſchen Kirchenvorſtänden handelt, war in zweiter 
Leſung abgelehnt und wird nicht wieder aufge⸗ 
nommen. 

Artikel 12, welcher die Friſtbeſtimmung (bis 
1. Januar 1882) enthält und von derſelben die 
Art. 3, 9 und 10 ausnimmt, wird ohne Debatte 
genehmigt. 

Damit iſt die dritte Berathung erledigt. 

In namentlicher Abſtimmung wird die Vor⸗ 
lage im Ganzen mit 206 gegen 202 Stimmen 
(Beifall rechts. Der Miniſter von 
Puttkamer wird mehrfach beglückwünſcht.) 

Dafür ſtimmen die Konſervattven und fol- 
gende Nativnalliberale: Baare, Baurſchmidt, von 
Benda, von Bennigſen, Burghardt, von Cunp, 
Delius, von Eynern, Francke, Fubel, Gneiſt, von 
Griesheim, Grumbrecht, Günther, Hamkens, Ham⸗ 
macher (Eſſen), Hanſen, Harkort, vom Heede, v. d. 
Hellen, Henneberg, Hobrecht, Holtermann, Jacobt, 
von Katzler, Kletſche, Köhler, Kropp, Lange, Lauen- 


fein, Ludowieg, Mackenſen, Mahlſtedt, Miguel, 
Oncken, Schellwitz, Schiebler, Schlichter, Schlieper, 
Schoof, Schütt, Siedentopf, Spener, Sternenberg, 
Strücker, von Sybel, Weidenhöfer; ferner Abg. 
von Ohlen. Dagegen ſtimmen das Centrum, 
die Polen, die Fortſchrittspartei, die Gruppt 
Löwe, die übrigen Nationalliberalen und der Abg. 
Dr. Falk. 

Der Präſident will zur Erledigung der noch 
ausſtehenden Wahlprüfungen auf Mittwoch eine 
Sitzung anberaumen, jedoch tritt das Haus dieſem 
Vorſchlage nicht bel und verwirft auch den Antrag 
des Abg. Richter, dieſe Wahlprüfungen noch heute 
in einer Abendſitzung zu erledigen. 

Schluß 5 ¼ Uhr. 

Nächſte Sitzung: Unbeſtimmt. 


Deutſchland. 

Berlin, 29. Juni. In die vor zwei Jah- 
ren niedergeſetzte Immediat⸗Kommiſſton zur Bera- 
thung einer Militärſtrafprozeßordnung hat der Kaiſer 
vor Kurzem feinen Flügeladjutanten Oberſtlieute⸗ 
nant v. Winterfeld, Kommandeur des Kaiſer Aler- 
ander Regiments, berufen. Man erwartet in Folge 
deſſen, daß die Kommiſſton nun ihre Arbeiten wie⸗ 
der aufnimmt und fördert. Militäriſche Mitglieder 
der Kommiſſion find außer dem genannten Herrn 
v. Winterfeld der General der Infanterie v. Schwartz⸗ 
hoff, Kommandeur des 3. Armeekorps, Generallieu⸗ 
tenant Freiherr von Loe, Kommandeur der 5. Di- 
vlſton, Generalmajor v. Hülleſſem, Kommandant von 
Berlin, Generalmajor von Schlichting, Chef des 
Generalſtabes des Gardekorps. 

— Der Verlauf der heutigen Sitzung des 
Abgeordnetenhauſes hat auf die Theilnehmer, wie 
auf die Zuhörer einen wenig erfreulichen Eindruck 
gemacht und derſelbe wird ſich vorausſichtlich über 
das ganze Land ausdehnen. Eine ſiegreiche Partei 
giebt es nicht; alle verlaſſen den Kampfplatz mit 
dem Gefühl einer erlittenen Niederlage. Der ver⸗ 
worrene Zuſtand der Meinungen, der am erſten 
Tage der Kommiſſionsberathungen hervortrat, hat 
angehalten bis zum Augenblicke der Schlußabſtim⸗ 
mung. Es wurde der Artikel 1, welcher, nachdem 
Art. 4 aufgegeben war, als die wichtigſte Beſtim⸗ 
mung angeſehen werden muß, mit 198 gegen 197 
Stimmen abgelehnt, das ganze Geſetz, wie es ſich 
hiernach geſtaltet hat, alſo mit Einſchluß des Art. 5, 
gegen welchen doch dieſelben Bedenken obwalten, 
wie gegen Artikel 1, mit 206 gegen 202 Stimmen 
angenommen. 

Bei Beginn der Sitzung glaubte man allge⸗ 
mein, die Vorlage würde mit einer winzigen Majo- 
rität angenommen werden. 


Beide Gruppen 
ſind ſich an Zahl faſt vollſtändig gleich; hätten die 
Nationalliberalen ſich einſtimmig für eine oder die 
andere Anſicht entſchieden, ſo hätten ſie ein ſchweres 
Gewicht in die Wagſchale gelegt und eine impo- 
ſante Mujorität gebildet. Statt deſſen theilten fie 
ſich in faſt zwei gleiche Hälften und führten eine 
ſtumpfe Entſcheidung herbei. 


Propvinzielles. 

Stettin, 29. Juni. Mit Bezug auf die in 
der Preſſe von verſchiedenen Seiten erörterte Auf⸗ 
forderung der Staatsregierung an die Breslau- 
Schweidnitz-Frelburger Eiſenbahn-Geſellſchaft zum 
Ausbau der ihr konzeſſtonirten Eiſenbahn von Po- 
dejuch über Wollin nach Oſtſwine iſt die „N. A. 
3." in der Lage, das bezügliche Miniſterialreſkript 
mittheilen zu können. 

Daſſelbe iſt an das königliche Eiſenbahn⸗ 
Kommiſſariat in Breslau gerichtet und lautet wie 
folgt: 

„Berlin, den 3. Juni 1880. 

Seitens des Kreistags von Uſedom und 
Wollin iſt beantragt und auch anderweit unter 
Hinweis auf den Betriebsrechnungs-Abſchluß der 
Breslau-Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn-Geſell⸗ 
ſchaft für das Jahr 1879 und den dermaligen 
Kurs ihrer Aktien in Anregung gebracht, dieſe 
Geſellſchaft nunmehr zum Bau der ihr im Jahre 
1872 konzeſſtonirten Bahn nach Oſtſwine anzu · 
halten. Da die Geſellſchaft in der That im 
Stande ſein dürfte, die erforderlichen Geldmittel 
nunmehr aufzubringen, ſo wolle das königliche 
Eiſenbahnkommiſſarlat das Direktorium unter Hin⸗ 
weis auf den Erlaß vom 31. Auguſt 1877 V. 
8273 auffordern, Projekt und Koſtenanſchlag 
für eine Sekundärbahn von Podejuch nach Oſt⸗ 
ſwine nunmehr ſchleunigſt anfertigen zu laſſen 
und ſolchen mit einer Aeußerung über die Auf- 
bringung der Geldmittel einzureichen. 

Da die Bahn in der Strecke Altdamm⸗ 
Gollnow mit der projektirten und in der Vorbe- 
reitung begriffenen Bahn Altdamm⸗Kolberg zu⸗ 
ſammen fällt, ſo wird das Direktortum über den 
Bau jener Bahnſtrecke und deren eventuelle ge⸗ 
meinſchaftliche Benutzung mit dem betreffenden 
Komitee in Benehmen zu treten haben. 


r ¶ 
2) Der Batatllons Stab des pommerſchen 


Mit Rückſicht auf das bis dahin beſtehende 
Mißverhältniß zwiſchen dem Aktienkapital und den 
Prioritäts - Anlethen der Geſellſchaft wird der 
zum Bau der Sekundairbahn in Höhe von etwa 
5,000,000 M. erforderliche Geldbetrag in Ge⸗ 
mäßhett der Beſtimmungen in dem zwölften 
Nachtrag zu dem Statut der Geſellſchaft durch 
Begebung von Aktien Litt. C. zu beſchaffen ſein. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
gez. Maybach. 
An das königliche Eiſenbahn⸗Kommiſſariat zu 
Breslau.“ 
Wie wir erfahren, iſt unverändert auch ſeitens 


der Provinzialbehörden die Ausübung des Baues 


warm befürwortet worden. 

— Aus Hamburg wird unterm 27. d. Mts. 
geſchrieben: Die Kronprinzeſſin des deutſchen Reiches 
hatte zu der geſtrigen Großen Alſter⸗Regatta einen 
werthvollen „Viktortapreis“ geſtiftet, beſtehend in 
einem ſilbernen Trinkhorn, zuſammengeſetzt aus einer 
werthvollen von einer aus Nickel getriebenen Nixe 
getragenen Muſchel mit ſilbervergoldeter Einfaſſung 
und desgleichen Fuß. Der Preis war für vier⸗ 
ruderige Outrigger beſtimmt und betheiligten ſich an 
dem Wettkampf ein engliſcher, ein Stettiner und 
zwei Hamburger Klubs. Nach einem eleganten 
Race blieb the English Rowing Club mit ſeinem 
Boote „Unton Jack“ Sieger, während der Stettiner 
nur zwei Sekunden hinter dem Engländer zurüd- 
blieb. — Dadurch hat alſo unſer Stettiner Ruder- 
klub, der, wie man ſich erinnern wird, durch ſeine 
etwas excentriſchen Koſtüme einiges Aufſehen erregte, 
gezeigt, daß er ſich binnen ganz kurzer Zeit zu 
einem ſehr bedeutenden Gegner ſelbſt der berühm⸗ 
teſten anderen Ruderklubs emporgeſchwungen hat. 
Freuen wir uns, daß derſelbe, nach dieſer Probe zu 
urtheilen, ſeinen Mitgliedern Gelegenheit gegeben, 
ſich zu fo tüchtigen Ruderern herauszubilden. 


— In der Zeit vom 20. bis 26. Junt ſind 
hierſelbſt 26 männliche, 26 weibliche, in Summa 
52 Perſonen poltzeilich als verſtorben gemeldet, 
darunter 31 Kinder unter 5 und 13 Perſonen über 
50 Jahre. 

— Freitag, den 9. Juli, ſollen auf dem Ge⸗ 
ſtüthofe zu Labes 10 — 12 ältere und jüngere aus- 
rangirte Beſchäler des pommerſchen Landgeſtüts 
meiſtbietend verkauft werden. 


— In der Nacht vom 25.—26 d. Mts. 
wurden aus einem Stalle Galgwieſe 27 mittelſt 
Einbruchs 8 Hühner im Werthe von 12 Mark 
geſtohlen. 

— Zur Theilnahme an der in dieſem Jahre 
abzuhaltenden kleinen Mineur-Uebung bei Stralſund 
treffen die nachſtehend bezeichneten Truppentheile sc. 
im Monat Juli cr. daſelbſt ein: 

1) Die 4. Kompagnie pommerſchen Pionier⸗ 
Bataillons Nr. 2 in der Stärke von 4 Offizieren, 
12 Unteroffizieren, 88 Gemeinen vom 4. Juli bis 


Pionter⸗Batalllons Nr. 2 und die 3. und 4. Kom⸗ 
pagnie des Garde⸗-Pionter-Batalllons in der Stärke 
von 12 Offizteren, 23 Unteroffizieren, 165 Gemei⸗ 
nen vom 25. Juli bis 15. Auguſt er. 

3) Die 2. Kompagnie des pommerſchen Pio⸗ 
nier-Bataillons Nr. 2 in der Stärke von 3 Of⸗ 
fisteren, 12 Unteroffizieren, 88 Gemeinen vom 25. 
Juli bis 22. Auguſt cr. 

4) Vom Ingenieur-Komitee, anderen Pionier- 
Bataillonen und Fortifikationen 14 Ofſizlere vom 
26. Juli bis 15. Auguſt er. 

Außerdem die 3. Kompagnie des pommerſchen 
Ploner⸗Bataillons Nr. 2 in der Stärke von 4 
Offtzieren, 10 Unteroffizieren, 70 Gemeinen am 
25. Jult zur Abhaltung einer Seteminen Uebung. 

$ Zempelburg. 26. Junt. (Suum euique.) 
Bald, nachdem Iyr geſchätztes Blatt die Nachricht 
brachte, mit welchen Unbequemlichkeiten das hieſige 
Publikum, namentlich zur Winterszeit, in Bezug 
auf unſere poſtaliſche Einrichtung zu kämpfen hat, 
ſandte die katſerliche Ober-Boft-Direktion zu Brom⸗ 
berg einen Deputirten hierher, welcher ſich in löb⸗ 
lichſter Weiſe die größte Mühe gab, eine bequeme 
Räumlichkeit zur Einrichtung eines neuen Poſt⸗ 
büreaus ausfindig zu machen. Alle ſeine Mühen 
ſcheiterten indeß an den hohen Forderungen einzel 
ner Beſitzer, die dieſe Gelegenheit ausbeuten zu dür⸗ 
fen wähnten. Darunter müßte nun das Publikum 
bitter leiden, wenn nicht wenigſtens in den Räu- 
men des alten Büreaus eine Remedur bewirkt wor- 
den wäre. Die Dber-Poft-Behörde hat alſo ihre 
Schuldigkeit gethan. 


Vermiſchtes. 


— Gegen einen Berliner Geſchäftsmann, der 
ſeit Jahren mit Lottertelooſen handelt und auch 
Antheilſcheine auf preußiiche Looſe ausgiebt, iſt eine 
Unterſuchung eröffnet. Nach den Vernehmungen, 
welche der Betreffende bisher gehabt hat, handelt 
es ſich um die demnächſt von der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft zu erörternde Frage, ob der Verkauf von 
Antheilſcheinen zur preußiſchen Lotterie der uner- 
laubten Errichtung einer ſelbſtſtändigen Lotterie 
gleich zu achten iſt! Gegen den Weiterverkauf von 
Original-Looſen würde ſich natürlich nichts einwen⸗ 
den laſſen, bei Antheilſcheinen dagegen wird ein 
höherer Preis gezahlt, außerdem ein Abzug vom 
Gewinne bedungen und was für die Beantwortung 
der obgedachten Frage von Bedeutung iſt, der Spie- 
ler eines Antheilſcheins hat im Falle des Gewinnes 
Anſprüche nur an den Verkäufer, da ſelbſtverſtänd⸗ 
lich die Generaldirektion von Theilſpielen gar keine 
Notiz nehmen kann. Aus dieſem letzteren Umſtande 
will man wie in einem früheren analogen Falle, 
bei dem es ſich um Antheilſcheine zu öſterreichiſchen 
Staatslooſen handelte, deduelren, daß der Spieler 
eines Antheilſcheins nicht bei der preußiſchen Lotte⸗ 
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riedirektion, ſondern in der von dem 
arrangirten Zwiſchenlotterie ſpielt. 
Schleswig. Eine Wette kam hier in 
dieſen Tagen zum Austrag, indem ein Zimmer⸗ 
mann ſich verpflichtete, gegen einen Einſatz von 
100 M. innerhalb 12 Stunden 60 Seidel Bler 
zu trinken. Derſelbe trank, wie einem aus wärtigen 
Blatte von hier geſchrieben wird, in der feſtgeſetzten 
Zeit 61, ſchreibe: einundſechszig Seidel, ohne bis 
jetzt üble Folgen davon zu ſpüren. 


f Literariſches. 

Ein neues Ortſchafts⸗Verzeichniß des deut⸗ 
ſchen Reichs. In R. v. Decker's Verlag (Mar- 
quardt u. Schenck) in Berlin iſt ſoeben das Ver⸗ 
zeichniß der Verkehrs-Anſtalten im deutſchen Reiche 
von Ernſt Lange, Geh. Kanzlei-Sekretär im ftatifti- 
ſchen Büreau des Reichs⸗Poſtamts, in zweiter ver- 
beſſerter Auflage erſchtenen. Auf die beſonderen 
Vorzüge dieſes Werkes vor anderen gleichartigen 
Verzeichniſſen haben wir ſchon beim Erſcheinen der 
erſten Auflage aufmerkſam gemacht. Es enthält die 
Zahl ſämmtlicher Poſt⸗, Telegraphen - und Eijen- 
bahnſtationen im deutſchen Reiche nach amtlicher 
Schreibweiſe in alphabetiſcher Reihenfolge mit den 
betreffenden Verwaltungsbezirken, die Angabe der 
Provinzen, ferner der Eiſenbahnverwaltungen und 
der Eiſenbahnſtrecken, an denen die Stationen lie⸗ 
gen, ſowie für Orte ohne Eiſenbahn die nächſten 
Eiſenbahnſtationen mit Angabe der Entfernungen 
und der Beförderungs-Gelegenheiten zwiſchen dieſen 
Stationen und den betreffenden Orten. Ein na⸗ 
mentlicher Vortheil der zweiten Ausgabe beſteht 
darin, daß die bisher in einer beſonderen Abthei⸗ 
lung aufgenommenen Orte mit Verkehrs-Anſtalten 
in Baiern und Würtemberg nunmehr unter die 
übrigen in alphabetiſcher Folge eingereiht worden 
find, wodurch läſtiges Hin- und Herblättern vermie⸗ 
den wird. Das dem Werke beigefügte Verzeichniß 
der Eiſenbahnen im deutſchen Reiche berückſichtigt 
die in letzter Zeit vorgekommenen Veränderungen 
in den Eigenthums-⸗Verhältniſſen der Bahnen und 
der Abgrenzung der Bahnbezirke. Die überſichtliche 
Anordnung, ſowie die Zuverläſſigkeit und Vollſtän⸗ 
digkeit des Werks, welches durch die Aufnahme von 
nahezu 4000 ſett dem Erſcheinen der erſten Auflage 
neu eröffneten Verkehrsanſtalten bereichert worden 
iſt, macht daſſelbe zu einem unentbehrlichen Rath⸗ 
geber ſowohl für Gewerb- und Handeltreibende, als 
auch für Behörden, Korporationen, Verkehrs beamte 
ꝛc. Das Werk erſcheint, 18 Bogen ſtark, in groß 
Lexikon, 8 o, in Leinwand gebunden. Der Preis 
von 7 Mark iſt bei der vortrefflichen Ausſtattung 
des Buches ein mäßiger zu nennen. 1981 


Haudelsbericht. 
Berlin, 28. Junl. (Bericht über Butter und 


Verkäufer 


Eier von J. Bergſon und Alfred Orgler.) 


Auch die vergangene Woche zeigte wiederum * 


= 


im 
heit if, ſeit Jahren aber nicht in fo intenfiver Ge⸗ 
ſchäftsloſigketit zum Ausdruck kam, wie in dieſem. 
Sind Umſätze demnach nicht zu verzeichnen, ſo meh⸗ 
ren ſich doch die Anzeichen eines baldigen Um⸗ 
ſchwungs und machen ſich bemerkbar in erſter Reihe 
durch ſehr kleine Einlieferungen und ferner durch 
die Erklärungen vieler Produzenten, daß fie zu den 
ſtark geſunkenen Preiſen nicht liefern können. Die 
überaus gewaltige Erzeugung der letzten Wochen, 
welche die Läger unſerer Groſſiſten füllen half, 
ſcheint nachgelaſſen zu haben und kann dieſes für 
die Geſundung des reellen Geſchäfts nur von Vor- 
theil ſein. Selbſt außerdeutſche Länder melden 
höhere Preife und ſiſttren theilweiſe die Einliefe⸗ 
rungen. 

Preiſe ab Verſandtort meiſt nominell ſind für 
feinſte Holſteiner und Mecklenburger 105110 M., 
Mittel- 90—95 M., pommerſche Land- 75 M., 
pommerſche feinſte 78—80 M., oſtfrieſiſche 88 M., 
Netzbrücher 75 M., oft- und weſtpreußiſche 78 — 85 
M., Litthauer 78—85 M., Elbinger 75 M., 
ſchleſiſche 75—80 M., ungartſche, galiziſche und 
mähriſche 70—75 M, polniſche 78 Mark per 50 
Kilo, letztere vier Sorten franko hier. 

Im Eiergeſchäft bleiben die Zufuhren nach wie 
vor äußerſt geringfügig und die relativ hohen Preiſe 
müſſen beibehalten werden. An der letzten Börſe 
ſtellte ſich der Preis unverändert auf M. 2,75 per 
Schock. An heutiger Börſe wurde bel mäßigem 
Geſchäft zum unveränderten Preiſe von M. 2,75 
per Schock verkauft. 

Detailpreis Mark 2,90 bis Mark 3,00 per 
Schock. 
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München, 28. Juni. Die bei der hieſigen 
Generaldirektion der Verkehrsanſtalten verſammelten 
Vertreter der bateriſchen Handels- und Gewerbe⸗ 
kammern und des landwirthſchaftlichen Vereins ha⸗ 
ben ſich eiuſtimmig gegen das von den Tarif ⸗Kom⸗ 
miſſtonen der deutſchen Bahnen vorgeſchlagene neue 
Gütertarifſchema ausgeſprochen. g 

Paris, 28. Junt. Die Bureaux des Senats 
wählen heute die Kommiſſton zur Vorherathung der 
Amneſtievorlage. Die Kommifflon beſteht aus ſechs 
Mitgliedern, welche gegen und drei Mitgliedern, 
welche für die Vorlage ſind; erſtere wurden mit 
113, letztere mit 103 Stimmen gewählt. 

Kopenhagen, 28. Junt. Das unter dem 
13. April d. Js. erlaſſene Verbot betreffend die 
Ausfuhr von Rindern aus Fünen If heute aufge⸗ 
hoben worden. 

Rio de Janeiro, 28. Juni. Nach den letz⸗ 
ten hier eingegangenen Nachrichten aus Buenos⸗ 
Ayres ſind die Nationaltruppen am 26. d. Mts. 
in die Stadt eingedrungen und haben die Garni⸗ 
ſon aufgefordert, innerhalb 24 Stunden zu Fapi. 
tuliren. 


